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Vorwort 
Das Rahmenprogramm des Landesverbands Hessen in Gründung orientiert sich am 

Rahmenprogramm der Bundespartei und greift die dort verankerte soziale 

Dreigliederung auf. Diese beschreibt die Struktur einer Gesellschaft, in der drei 

grundsätzlich voneinander getrennte, autonome Bereiche vorhanden sind: 

der geistig-kulturelle, der rechtliche und der wirtschaftliche Bereich. Diese Bereiche 

spiegeln sich in den Inhalten unserer vier Säulen wieder.  

Dieses Rahmenprogramm soll die Richtung und Schwerpunktsetzung der 

Landespartei aufzeigen. Es handelt sich um das vorläufige Gründungsprogramm und 

ist keineswegs abgeschlossen, vollständig oder unveränderlich. In Zukunft soll es in 

Arbeitsgruppen weiterentwickelt und ausgestaltet werden.  

Unsere Arbeit und unsere Bestrebungen werden in allen Bereichen von den vier 

Säulen getragen. Diese sind: 

1. Die Säule der Freiheit

2. Die Säule der Machtbegrenzung

3. Die Säule der Achtsamkeit

4. Die Säule der Schwarmintelligenz

Programm 

1. Die Säule der Freiheit:

Wir, die Partei dieBasis LV Hessen in Gründung stehen fest auf dem Boden des 
Grundgesetzes und setzen uns für die Aufrechterhaltung der Grundrechte ein. Diese 
müssen auch in Krisensituationen gelten. Von jeder Form extremistischer 
Bestrebungen, die die freiheitlich-demokratische Grundordnung untergraben, 
grenzen wir uns eindeutig und entschieden ab und versuchen diese aktiv zu 
verhindern.    
Im Zentrum unserer Arbeit steht der Mensch. Wir setzen uns dafür ein, dass das 
Leben des Einzelnen in größtmöglicher Freiheit, Sicherheit und Eigenverantwortung 
möglich ist. 

Durch die Digitalisierung ist eine virtuelle Verknüpfung und ein Gedanken- und 
Meinungsaustausch über große Distanzen möglich geworden. Die Gefahren der 
Überwachung und Zensur müssen beachtet und beschränkt werden. Deshalb sollte 
auch der Möglichkeit einer analogen basisdemokratischen Meinungsbildung und 
Teilnahme an Wahlen nichts im Wege stehen.  
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Eine zentrale Forderung ist eine neutrale, unabhängige und nicht bewertende 

Berichterstattung. Sie muss immer unabhängig sein und einen offenen Diskurs 

zulassen. Dazu ist auch eine klare Begrifflichkeit Voraussetzung. Außerdem muss 

sie immer der Wahrheit verpflichtet sein und deutlich zwischen Ereignissen und 

Kommentar unterscheiden. Eine deutliche Kennzeichnungspflicht von nicht selbst 

recherchierten Beiträgen sollte selbstverständlich sein. Das jeweilige Medium darf 

keinen fremden oder versteckten Interessen dienen. Dies alles ist Voraussetzung, 

um sich kompetent eine eigene Meinung bilden zu können. Die wirtschaftlichen 

Verflechtungen der Medienkonzerne müssen für jeden erkennbar und 

nachvollziehbar sein.

Dieser wichtigen Aufgabe wird die Presse schon seit Jahren nicht mehr gerecht. Dies 

gilt es zu ändern. Grundsätzlich lehnen wir Zwangsgebühren wie die GEZ ab. 

Wir setzen uns für ein vielfältiges und freies Bildungswesen ein. Und dafür, dass 

diesem wichtigen Bereich ausreichende finanzielle Mittel zur Verfügung gestellt 

werden. Denn gute Bildung kostet Geld. Dies ist eine der wichtigsten Investitionen in 

die Zukunft. Hierzu gehört es auch, die Eigenverantwortung von Eltern zu stärken 

und Vertrauen in ihr Verantwortungsbewusstsein zu haben. Deshalb gilt es, Eltern 

die größtmögliche Entscheidungs- und Wahlfreiheit einzuräumen.

Eine staatlich geförderte und finanzierte Grundlagenforschung gerade in der Medizin 

ist essenziell. Wir setzen uns für die Vielfalt medizinischer und therapeutischer 

Ansätze und Methoden, sowie die Gleichstellung der schulmedizinischen und der 

naturheilkundlichen Therapieformen ein.

Wir sind für ein faires Einwanderungsgesetz mit Augenmaß und Weitblick. 

Menschen, die Teil unserer Gesellschaft werden wollen und aktiv entscheiden, in 

Deutschland eine neue Heimat zu finden, müssen sich verpflichten, die deutsche 

Sprache zu lernen, beruflich Fuß zu fassen und die Kultur unseres Landes zu 

respektieren. 

Wir plädieren für eine vereinfachte Kreditvergabe zur Förderung der Eigeninitiative 
von Selbstständigen, Handwerkern und Landwirtschaftsbetrieben.  
Unser Ziel ist es, dass bis zu 70% der Haushalte in Deutschland, so wie in den 
meisten anderen europäischen Ländern üblich, in Wohneigentum leben können. Um 
sich staatlichen Kontroll- und Machtbefugnissen entziehen zu können, ist der Erhalt 
des Bargelds eine Grundvoraussetzung. Geld sollte der Volksgemeinschaft gehören 
und dieser dienen.

Der Staat und seine Organe haben die Grundrechte zu achten, zu gewährleisten und 
jederzeit den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu wahren. 
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2. Die Säule der Machtbegrenzung:

Wir stehen für eine maximale Transparenz des politischen Handelns, die Ergänzung 

der parlamentarischen Demokratie, durch Verfahren der direkten Demokratie und 

das Einbeziehen von interdisziplinären Gremien in Entscheidungen von 

gesellschaftlicher Tragweite. Deshalb fordern wir, die tatsächliche und klare 

Trennung von Legislative, Judikative und Exekutive. Um die staatliche Macht zu 

begrenzen und um die gegenseitige Kontrolle zu gewährleisten, muss die Besetzung 

wichtiger Stellen z.B. von Richterposten, durch unabhängige Fachgremien 

demokratisch entschieden und durchgeführt werden.

Auch eine Vermischung von politischen Ämtern und Positionen in der Wirtschaft 

lehnen wir grundsätzlich ab. Um Lobbyismus einzuschränken, setzen wir uns als 

dieBasis für Transparenz und eine Offenlegungspflicht für Amtsträger und Beteiligte, 

zur Verhinderung der Korruption und Vorteilnahme, ein. Grundvoraussetzung hierfür 

ist eine absolute Unabhängigkeit von gewinnmaximierend orientierten 

Interessensverbänden, egal ob im wirtschaftlichen, politischen, medizinischen oder

bildungspolitischen Bereich. Der Fraktionszwang verstößt gegen die Verfassung und 

muss daher verboten werden. 

Ziel muss es sein, den Mittelstand zu unterstützen, da er die Säule unserer 

Wirtschaft darstellt. Inwieweit eine finanzielle Unterstützung der Großunternehmen 

notwendig und sinnvoll ist, wird individuell und basisdemokratisch zu entscheiden 

sein. 

Im Landesverband (LV) Hessen müssen die Themen vor Ort besprochen und geklärt 

werden können. Deshalb ist es wichtig, basisdemokratische Strukturen am eigenen 

Wohnort aufzubauen. 

Wir stehen dafür, dass eine durchgängige, direkte Beteiligung der Mitglieder durch 

basisdemokratische Verfahren gewährleistet wird. Eine zu umfangreiche Bürokratie 

trägt zu Verschleppung von Vorgängen bei und sollte auf ein Minimum reduziert 

werden. 

Jede Verordnung soll vereinfacht werden, um so für jede Person verständlich und 

nachvollziehbar zu sein. Ihre Sinnhaftigkeit für das Allgemeinwohl soll in Bezug auf 

Risiko-Nutzen spätestens mindestens alle 5 Jahre von unabhängigen Stellen

überprüft und bei Bedarf angepasst werden. 

Um einer Unterwanderung entgegen zu wirken, dürfen ausschließlich die Mitglieder 
der Partei an Abstimmungen teilnehmen. Unsere Politik soll sicherstellen, dass die 
bisherigen Strukturen der Gewinnmaximierung und/oder des politischen 
Machtgewinns und -erhalts begrenzt und soll an ihren Ursprung zurückgeführt 
werden.  
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Die Wirtschaft ist nur dann zukunftsfähig, wenn sie sozial und nachhaltig zum Wohle 

des Menschen und der Umwelt arbeitet.

Unser politisches Handeln darf weder die Menschen noch die natürlichen 

Lebensgrundlagen ausbeuten bzw. zerstören. Wir setzen uns daher für solidarisches 

und ökologisch nachhaltiges Wirtschaften und für einen fairen Handel ein.

Wir stehen für ein gerechtes und nachvollziehbares Steuersystem, insbesondere 

auch für die Besteuerung in Deutschland tätiger, internationaler Konzerne. 

Funktions- und Mandatsträger der Partei sollen durch regelmäßige Befragungen der 

Mitglieder und Abstimmungen in den verschiedenen Landesverbänden 

Entscheidungsempfehlungen einholen.

Eine demokratische Gesellschaft erfordert basisdemokratische Willensbildung, bei 

der sich alle mündigen Bürger gleichberechtigt an politischen Entscheidungen 

beteiligen können. Voraussetzung ist, dass die Kreisverbände/Ortsverbände 

eigenständige basisdemokratisch organisierte Einheiten sind, die unabhängig von 

Bund und Land ihre eigenen Entscheidungen treffen und realisieren können, falls 

diese in ihren Zuständigkeitsbereich fallen. Auf Bundesebene werden alle Minister/

innen und auf Landesebene alle Ministerpräsidenten/innen direkt vom Parlament 

gewählt. 

3. Die Säule des achtsamen und wertschätzenden Umgangs

Der achtsame Umgang jedes einzelnen mit sich selbst ist Grundvoraussetzung für 

ein friedliches Miteinander, weil daraus auch der wertschätzende und respektvolle 

Umgang mit dem Gegenüber erwächst. Achtsam sein bedeutet aktives Zuhören und 

die Regeln der wertschätzenden und gewaltfreien Kommunikation zu erlernen , zu 

beachten und anzuwenden. Jeder Mensch in unserer Gemeinschaft übernimmt

Verantwortung und Aufgaben und leistet damit einen Beitrag zum Gelingen der 

Gesellschaft. 

Jeder soll unabhängig seiner Gesinnung, seines Geschlechts, seiner Hautfarbe, 

seines Alters und seines Gesundheitszustandes als wertvolles und wichtiges Mitglied 

der Gemeinschaft anerkannt und respektiert werden. Betroffene aus allen 

Altersstufen müssen eine Stimme erhalten und in alle Entscheidungsprozesse 

eingebunden werden, damit sie sich als wichtiger Teil einer Gemeinschaft 

wahrnehmen. Gerade auch die Belange der Kinder, müssen im Fokus der 

Entscheidungsträger stehen.
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Wir setzten uns für die Gleichbehandlung und Gleichberechtigung aller Menschen 
ein und stellen uns entschieden gegen jede Form von Diskriminierung und Hetze.

Eltern leisten mit ihren Kindern einen wichtigen Beitrag für die Gemeinschaft und den 
Generationenvertrag. Durch unsere Kinder wird die Zukunft aktiv gestaltet. Wichtig ist 
es, die damit verbundenen Aufgaben, wie Erziehung aber auch die Pflege kranker 
und alter Angehöriger wertzuschätzen und finanziell anzuerkennen. 

Die Achtung vor der Natur und Tierwelt und ihr nachhaltiger Schutz sind fester 
Bestandteil unserer Politik. Sie bilden die Grundlage allen Lebens auf der Erde und 
obliegen deshalb dem besonderen Schutz. Deshalb steht der Landesverband 
Hessen für einen überlegten Umgang mit unseren Ressourcen. Eine Fokussierung 
auf regionale Themen, wie das Stärken der ländlichen Regionen, wird eines unserer 
Themen sein.

Kunst, Kultur und Sportveranstaltungen befriedigen geistige Grundbedürfnisse des 
Menschen. Sie tragen zum inneren Ausgleich, zu Identifikationsmöglichkeiten und 
zur Lebensqualität maßgeblich bei. Sie müssen deshalb von der Gemeinschaft 

getragen, finanziell gefördert und unterstützt werden.

Dazu ist eine verantwortungsvolle, ehrliche und dem Menschenwohl verpflichtende 

Wissenschaft, Bildung und Medizin, aber auch die uneingeschränkte Teilhabe in den 

Bereiche Sport, Kunst und Kultur Voraussetzung, denn diese stellen grundlegende 

Menschenrechte dar. Sie müssen vor staatlicher und wirtschaftlicher Einflussnahme 

geschützt sowie vor Manipulation bewahrt werden.

Die Basisdemokratische Partei Deutschland steht dafür, dass neue Ideen, 

wissenschaftliche Erkenntnisse und neuste Technologien, die dem Wohl von Mensch 

und Tier dienen, auch politisch konsequent umgesetzt und verwirklicht werden 

sollen. Wir unterstützen die Umstellung der Energiewirtschaft auf Klimaneutralität 

und ökologische Nachhaltigkeit, wenn sich diese als sinnvoll erweisen. 

Die Hoheitsrechte der Infrastruktur und des Gesundheitswesens müssen wieder in 

staatliche Hand, damit sie der Gemeinschaft kostengünstig und sicher zur Verfügung 

stehen.  

Wir stehen für eine ausreichende finanzielle Grundsicherung unter der Bedingung, 

das sich jeder zum Wohle der Gesellschaft mit einbringt. 

Ebenfalls setzen wir uns dafür ein, Schritt für Schritt von einer Konkurrenz- zu einer 

Kooperationsgesellschaft zu gelangen. In dieser Solidargemeinschaft muss die

Familie im Mittelpunkt stehen.
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4. Die Säule der Schwarmintelligenz

Die Grundlage unserer eigenen Entscheidungen und unseres basisdemokratischen 
Handelns muss eine umfassende Informationsmöglichkeit durch Experten aller 
Meinungsrichtungen sein. Der offene Diskurs ist notwendig, um komplexe Themen zu 
durchdringen und seine Entscheidungen unabhängig und ohne Fraktionszwang 
treffen zu können. Jedem muss die Möglichkeit gegeben werden, seinen 
Grundsätzen treu zu bleiben und diese vor seinem Gewissen verantworten zu 
können, ohne sich genötigt oder gezwungen zu fühlen. Bei vielschichtigen 
Problemen muss langfristig gedacht und jegliche Konsequenz aus der 
Entscheidung wohl überlegt sein. Oftmals reicht ein Expertenwissen allein nicht 
aus, um komplexe, fachübergreifende Themengebiete zu erfassen, denn nur ein, 
aus vielen verschiedenen Perspektiven betrachtetes Problem, lässt sich in seiner 
Gesamtheit erkennen und lösen. 

Trotzdem wird nicht jedes Mitglied willens und zeitlich in der Lage sein, sich in alle 
relevanten Themen einzuarbeiten, um dort in Arbeitsgruppen mitzudiskutieren und 
Wahlvorschläge auszuformulieren. Dazu sind die Bereiche und Themen, in denen 
wir, als dieBasis, Veränderungen erreichen möchten, viel zu umfangreich und 
breitgefächert. Hierbei ist es also notwendig sich zusätzlich mit verschiedenen auch 
externen Experten zu vernetzen und diese für komplexe Themen einzuladen, um 
eine objektiv tragbare Entscheidung auch in Bezug auf Risiko-Nutzen-Abwägung 
herbeiführen zu können. So üben wir gemeinsam als Schwarm durch Abstimmung 
eine Kontrollfunktion aus und übernehmen die Verantwortung und Haftung 
gemeinsam. 
Schwarmintelligenz bedeutet also, die Weisheit der Menschen in konkrete Politik zu 

verwandeln. Beispiele hierfür wären die Abschaffung der Impfpflicht oder der 

Umgang mit dem gesundheitsgefährdenden 5G Netz.

Mit Hilfe moderner Kommunikationsmittel ermög lichen wir allen Bürg erinnen und 

Bürgern ihre Fähigkeiten und individuellen Potenziale einzubringen. 

5. Schlusswort

Aufgabe und Ziel der Partei dieBasis ist es, sich dafür einzusetzen, dass jedes 

Mitglied seine politische Mitbestimmung wahrnehmen kann. Dafür sollen 

verschiedene Abstimmungsverfahren, wie z.B. das systemische Konsensieren, 

etabliert werden. 

Verabschiedet auf der Gründungsversammlung 

in 36399 Freiensteinau 

am 19.12.2020 




